
BUNDESGERICHTSHOF

VIII ZB 20/71 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

Hessische GmbH in
BHIHHjstraße vertreten durch ihre Geschäfts­
führer Christoph EflH^und Günter

Klägerin und Beschwerdeführerin,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

g e g e n

den Gartengestalter Bieter 
in M?

Beklagten und Beschwerdegegner, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes 
hat unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Dr. Haidinger sowie der Bundesrichter Dr. Gelhaar, 
Dr. Messner, Mormann und Dr. Hiddemann in der Sit­
zung vom 7. Juli 1971 beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde der Kläge­
rin wird der Beschluß des 13. Zivilse­
nats in Darmstadt des Oberlandesgerichts 
Frankfurt (Main) vom H. Januar 1971 auf­
gehoben.

Der Klägerin wird Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Berufungsbegründungsfrist erteilt.

Die Entscheidung über die Kosten des Be­
schwerdeverfahrens bleibt dem Berufungsge­
richt Vorbehalten.

G r ü n d e  :

Die Klägerin hat gegen das Urteil des Landge­
richts Darmstadt vom 10. Juli 1970 am 31. Juli 1970 
Berufung eingelegt. Sie hat das Rechtsmittel mit 
Schriftsatz vom 22. Oktober 1970 begründet und zu­
gleich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen 
die Versäumung der Berufungsbegründungsfrist bean­
tragt.
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Zur Begründung ihres Wiedereinsetzungsgesuchs 
hat sie vorgetragen: Die Berufung sei am 31. Juli 
1970 eingelegt worden und wäre daher his zum 15. Ok­
tober 1970 zu begründen gewesen. Davon habe ihr 
Prozeßbevollmächtigter Rechtsanwalt Dr. D | H  sie 
auch benachrichtigt. Im Büro ihres Prozeßbevollmäch­
tigten bestehe die allgemeine Anweisung, ”derartige 
Schriftstücke” sofort dem Bürovorsteher vorzulegen, 
damit er die danach laufenden Fristen sogleich no­
tieren könne. Das Schreiben vom 4. August 1970, in 
dem ihr Prozeßbevollmächtigter ihr den Lauf der Be­
gründungsfrist mitgeteilt habe, sei mit Sicherheit 
dem Bürovorsteher H j m j v o r g e l e g t  worden. Gleich­
wohl sei aus nicht mehr aufzuklärenden Gründen eine 
Eintragung im Fristenkalender unterblieben und die 
Akte Rechtsanwalt Dr. D 0 H K  e^st am 16. Oktober 
1970 zur Bearbeitung zugeleitet worden.

Auf eine Anfrage des Gerichts, wer die Eintra­
gung der Begründungsfrist in den Fristenkalender ver­
fügt habe, wann dies geschehen sei und ob die Verfü­
gung mündlich oder schriftlich getroffen worden sei, 
hat der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin geantwor­
tet, er habe die Eintragung mündlich gegenüber sei­
ner Sekretärin verfügt mit dem besonderen Hinweis 
auf die allgemeine Regelung, die Akte sofort nach 
dem Diktat dem Bürovorsteher vorzulegen.

Das Berufungsgericht hat unter Zurückweisung des 
Wiedereinsetzungsgesuchs die Berufung der Klägerin 
als unzulässig verworfen. Es hat das Vorbringen der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Klägerin dahin verstanden, daß Rechtsanwalt Dr.
K  nach dem Diktat der Berufungsschrift seiner Se­
kretärin gegenüber mündlich die Eintragung der Beru­
fungsbegründungsfrist in den Fristenkalender verfügt 
habe. In der nur mündlichen Anordnung der Fristeintra­
gung hat das Berufungsgericht im Anschluß an den Be­
schluß des BGH vom 17. Januar 1962 (IV ZB 398/61 = LM 
§ 233 ZPO Fc Nr. 17) ein Verschulden des Prozeßbevoll­
mächtigten der Klägerin gesehen, das diese sich gemäß 
§ 232 Abs. 2 ZPO anrechnen lassen müsse.

Die rechtzeitig eingelegte sofortige Beschwerde 
ist begründet.

Wie die Klägerin nunmehr klargestellt und durch 
eidesstattliche Versicherung der Anwaltssekretärin 

glaubhaft gemacht hat, hat Rechtsanwalt Dr. 
nicht nach dem Diktat der Berufungsschrift, son­

dern nach dem Diktat des Schreibens vom 4. August 1970, 
in dem er der Klägerin zutreffend (vgl. BGHZ 5, 273) 
den Ablauf der Berufungsbegründungsfrist am 15. Okto­
ber 1970 mitteilte, seine Sekretärin angewiesen, die 
Akte mit der Durchschrift dieses Schreibens dem Büro­
vorsteher vorzulegen, damit dieser die Begründungs­
frist notierte. Dies entsprach einer jahrelangen Pra­
xis im Büro des Prozeßbevollmächtigten, die sich bis­
her immer als zuverlässig erwiesen hatte.

Eine derartige Klarstellung und Ergänzung des 
bereits im Wiedereinsetzungsgesuch in den Grundzügen 
vorgetragenen Sachverhalts ist zulässig (BGHZ 2, 342;
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BGH Beschluß vom 13. Mai 1966 - Y ZB 10/66 = VersR 
1966, 763 = Betrieb 1966, 1092). Nach dem nunmehr 
glaubhaft gemachten Sachverhalt kann der Klägerin 
die Wiedereinsetzung nicht versagt werden. Wie das 
Berufungsgericht unter Berufung auf den Beschluß 
des BGH vom 17. Januar 1962 (IV ZB 398/61 = LM § 233 
ZPO Pc Nr. 17) zu Recht ausführt, genügt ein Rechts­
anwalt nicht den an ihn zu stellenden Anforderungen, 
wenn er seinem Büropersonal die Fristen nur mündlich 
angibt und es dann diesem überläßt, sie einzutragen. 
Hier hat Rechtsanwalt Br. P U H  die Berufungsbegrün­
dungsfrist seiner Sekretärin mit dem Schreiben vom 
4. August 1970 diktiert. Damit war die Frist in den 
Akten schriftlich festgehalten. Die Aufgabe des Büro­
personals bestand nur noch darin, die bereits schrift­
lich niedergelegte Frist in den Fristenkalender ein­
zutragen. Diese Handhabung begegnet keinen Bedenken 
(ebenso BGH, Urteil vom 4. Mai 1971 - VI ZR 126/69 -» 
bisher noch nicht veröffentlicht). Denn anders als bei 
der nur mündlichen Mitteilung der Frist besteht hier 
nicht die Gefahr, daß die Angestellten des Rechtsan­
walts die Frist nicht richtig behalten oder mißver­
stehen.



Somit beruht die Fristversäumnis im vorliegen­
den Falle lediglich auf einem Verschulden des an­
sonsten zuverlässigen und bewährten Büropersonals 
des Prozeßbevollmächtigten der Klägerin. Da dieses 
Verschulden der Klägerin nicht zuzurechnen ist,war 
der angefochtene Beschluß aufzuheben und die bean­
tragte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge­
währen.

Dr. Haidinger Dr. Gelhaar Bundesrichter
Dr. Messner ist 
beurlaubt und orts­
abwesend, und des­
halb an der Leistung 
seiner Unterschrift 
verhindert.
Dr. Haidinger

Mormann Dr. Hiddemann
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